
Forderungen der DKP
an die Landes- und
Bundespolitik
Sofortige Kompensationen
der Steuerausfälle  die den
Kommunen durch das schwarz-
gelbe Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz entstanden sind,

durch:

Abschaffung der
Gewerbesteuerumlage an
Bund und Länder,

Wir zahlen nicht für Eure Krise
Kommunaler Krisen-Finanz-Ausgleich - sofort!

politik die sog. Kameralistik soll in ein Sy-
stem der doppelten Buchführung in Konten
(Doppik) umgewandelt werden.
Nein! Die Landesregierung weigert sich, die
Städte und Gemeinden finanziell besser
auszustatten. Dafür sollen die Städte und
Gemeinden mit einer neuen Haushaltsfüh-
rung, die an Umstellungskosten Millionen
verschlingt und für Gemeinderäte die de-
mokratische Kontrolle erschwert, erpresst
werden. Für die Landeshauptstadt Stuttgart
soll diese Umstellung (neue PC Pro-
gramme, Schulungen, Einweisungen
der Bediensteten u.s.w. )mehr als 5
Millionen Euro kosten.
Auch Heidenheim wird davon betroffen
sein.
Wir von der DKP sagen:
Mit einer noch so modernen Haushalts-
führung, mit mehr Papier für die Stadt-
räte, mit mehr undurchsichtigen und
neuen komplizierten Haushaltsplänen

kommt weder mehr Geld in
die Kasse noch lässt sich die
Verwaltung besser kontrollie-
ren.
Wer also Mappus, die CDU
die FDP und die Grünen im
Lande wählt, hat in der Kom-

mune undurchsichtigere Haus-
haltspläne und damit weniger kommu-
nale Demokratie.
Kommunale Selbstverwaltung
Die im Grundgesetz garantierte kom-

munale Selbstverwaltung ist nur so viel
wert, wie sie vom Bund und den Ländern
finanziell am Leben erhalten wird.
Rot-Schwarz und Schwarz-Gelb
tragen die Verantwortung.
Durch die Steuergesetzgebungen insbe-
sondere in den Jahren 2008 und 2009
werden die Kommunen im Zeitraum von
2010 bis 2013 Mindereinnahmen von rund
20 Mrd. Euro haben.
Deshalb sagen wir von der DKP:
Kommunen brauchen einen finanziellen
Schutzschirm. So wie den Banken mit Mil-
liarden Steuergeldern geholfen wurde, so
ist auch den Kommunen zu helfen. Denn

auch Kommunen zahlen nicht für
diese Kriese.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
alle Städte und alle Gemeinden in unse-
rem Land werden wegen der Finanzkrise
mit weniger Steuereinnahmen und Steuer-
zuweisungen zu kämpfen haben.
Die gewaltige Verschuldung, die uns die
Bundesregierung mit der Sanierung der

Pleitebanken beschert
hat, werden wir, die Men-
schen in den Städten und
Gemeinden mit allen
Konsequenzen zu tragen
haben.
Die Landesregierung mit
ihrer neoliberalen, erz-
konservativen CDU/FDP
Politik unter Führung von
Ministerpräsident Map-
pus hat abgewirtschaftet.

Prestigeprojekte im Land stoppen
Das Milliardengrab Stuttgart 21 verschlingt
Gelder für wichtige kommunale Zu-
kunftsaufgaben. Weg mit Stuttgart
21, weg mit ihren Befürwortern. Mehr
Geld in die Städte und Gemeinden
zur Erfüllung ihrer gesetzlich aufer-
legten Daseinsvorsorge. Mehr Leh-
rer, kleinere Klassen und eine Lern-
mittelfreiheit die den Namen verdient.
Die CDU/FDP Landesregierung hat be-
schlossen, den Kommunen eine neue
städtische Haushaltsführung zu verordnen.
Die für alle Gemeinderäte noch verständli-
che und auch nachvollziebare Haushalts-

Mappus muss weg

.... „Den Heidenheimer
Kommunisten ist

absolut zuzustimmen, ....“
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kommunale Investitionspau-
schale für Kommunen aus
Bundesmitteln,

Entschuldungsfonds für
strukturschwache Kommunen
und Zinsmoratorium

Kommunale Finanzausstattung
von Bund und Land langfristig
sichern.

Gewerbesteuer zur
Gemeindewirtschaftsteuer
weiterentwickeln:
Alle unternehmerisch Tätigen sind
steuerlich einzubeziehen und die Be-
messungsgrundlage gehört ausge-
weitet!

Aufgaben nur bei angemesse-
ner Finanzausstattung an Kom-
munen übertragen:
Bund und Länder dürfen Aufgaben
auf Kommunen übertragen oder er-
weitern, wenn deren Zustimmung
vorliegt und eine Finanzierung, die
sich an den tatsächlichen Ausgaben
ausrichten – auch rückwirkend - ge-
währleistet ist.

Für Heidenheim.

Gewerbesteuer muss erhöht werden

Eine Nahverkehrsabgabe von Indu-
striebetrieben und Einzelhandelsket-
ten die sich nicht an ÖPNV-Tickets für
ihre Beschäftigten beteiligen.

V.i.S.d.P: DKP Heidenheim, Ulrich Huber  (Jan. 2011)
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Statt Schutzschirme für

die Reichen -

denen die Profite streichen!
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